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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Bundestagsabgeordneten Kieslnger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 173. Sit- 
zung am 8. März 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 21. Februar 1957 verabschiedeten 


Zweiten Gesetzes zur Änderung des Flüchtlings- 
Notleistungsgesetzes 
- Drucksachen 3095, zu 3095, 2928 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grunde einberufen wird: 

In Artikel 1 ist folgende Nr. 2 (neu) einzufügen: 

,2. § 38 erhält folgende Fassung: 

4 38 

Die Aufwendungen für die Entschädigungen und die 
Ersatzleistungen trägt der Bund zu 80 vom Hundert.“ ‘ 

Die bisherige Nr. 2 des Artikels 1 wird Nr. 3. 

Begründung 

Nach § 38 des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes in der derzeit gel- 
tenden Fassung trägt der Bund die Aufwendungen für Entschädi- 
gungen und Ersatzleistungen in dem gleichen Umfang wie die 
Aufwendungen für die Kriegsfolgenhilfe. Aus dieser Vorschrift 
folgt in Verbindung mit § 2 Abs. 2 des Vierten Überleltungsgeset- 
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zes vom 27. April 1955, daß die Aufwendungen durch Zahlung 
von Pauschbeträgen an die Länder abgegolten werden. Die bisher 
angefallenen Aufwendungen für Entschädigungen und Ersatzlei- 
stungen nach § 38 des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes sind jedoch 
In den durch die Zweite Durchführungsverordnung zum Ersten 
Überleitungsgesetz vom 3. Juli 1956 festgesetzten Pauschalleistun- 
gen des Bundes nicht berücksichtigt. Die vorgesehene Verlängerung 
der Geltungsdauer des Flüchtlings-Notlelstungsgesetzes und die In 
Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzesbeschlusses des Bundestages vorgesehene 
Erweiterung des Anwendungsbereiches auf Vertriebene und aus- 
ländische Flüchtlinge würde somit die Länder und Gemeinden mit 
neuen Aufwendungen belasten, ohne daß ihnen vom Bund in 
irgendeiner Form Ersatz gewährt würde. Es Ist daher durdi die 
vorgeschlagene Änderung des § 38 des Flüchtlings-Notleistungs- 
gesetzes sicherzustellen, daß der Bund seiner sich aus Artikel 120 
GG und — soweit es sich um ausländische Flüchtlinge handelt — 
aus der gesamtdeutschen Natur der Aufgabe ergebenden Verpflich- 
tung, die Aufwendungen für Entschädigungen und Ersatzleistungen 
zu tragen, nachkommt. Dabei Ist aus Zweckmäßigkeitsgründen in 
der Frage der Kostenverteilung an die für die Aufteilung der Für- 
sorgekosten für Sowjetzonenflüchtlinge getroffene Regelung (§ 1 
Abs. 1 Nr. 3 zweiter Fialbsatz des Ersten Überleitungsgesetzes) an- 
zuknüpfen, bis sich die Auswirkungen des erweiterten Anwen- 
dungsbereiches des Gesetzes übersehen lassen und die Möglichkeit 
Ihrer Berücksichtigung bei der Pauschalierung der Erstattungs- 
leistungen gegeben ist. 


gez. Dr. Sieveking 


Berlin, den 8. März 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 22. Februar 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 



